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Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist. Das
Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Ulrich Sieber geleitete
strafrechtliche Forschungsabteilung und die von Prof. Dr. Hans-
Jörg Albrecht geführte kriminologische Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht,
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Welt gesellschaft“,
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins  -
be sondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht,
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention, 
Reaktionen auf gefährliche Straftäter und Opfer forschung.
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Die Anschläge vom 11. September 2001 haben in der Terrorismusbekämpfung zu
neuen Ansätzen geführt. Die Gefahr von Selbstmordattentaten und die drohenden
hohen Opferzahlen stellen Politik und Strafjustiz vor Probleme, die sich mit den
klassischen Methoden der repressiven Strafverfolgung allein nicht lösen lassen. Ziel
muss es vielmehr sein, Anschläge bereits im Vorfeld zu verhindern. Gerade bei der
Terrorprävention stößt das Strafrecht jedoch schnell an seine funktionalen Grenzen.
Freiheit und Sicherheit müssen ausbalanciert und miteinander in Einklang gebracht
werden. Dies gilt in besonderer Weise im Hinblick auf den Umgang mit Personen,
die als gefährlich eingeschätzt werden, aber noch keine Straftat verübt haben.

Die vorliegende Arbeit untersucht, wie das Vereinigte Königreich den Konflikt von
Freiheit und Sicherheit in seiner Terrorismusgesetzgebung und deren praktischer
Anwendung löst. Dazu wird ein Überblick über das Gesamtsystem der britischen
Anti-Terror-Gesetze gegeben, das durch eine Verknüpfung von spezifischen 
Terrorismustatbeständen und besonderen Eingriffsbefugnissen äußerst eng-
maschig ist. Vor diesem Hintergrund werden einzelne freiheitsbeschränkende
Maßnahmen auf ihre Vereinbarkeit mit den nationalen und europäischen Grund-
rechtsgarantien überprüft. Hierbei zeigt sich, dass die von der EMRK gesteckten
Grenzen zuweilen unklar sind und der den Staaten eingeräumte Ermessensspiel-
raum bei Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung sehr groß ist.

ISBN 978-3-86113-847-1 (Max-Planck-Institut)
ISBN 978-3-428-13384-0 (Duncker & Humblot)

S 119

Fo
rs

te
r  

F
re

ih
ei

ts
be

sc
hr

än
ku

ng
en

 fü
r 

m
ut

m
aß

lic
he

 T
er

ro
ri

st
en

Dr. Susanne Forster, 1977 (Frankfurt a.M.).
Studium der Rechtswissenschaften in Frankfurt,
Leicester (GB) und Mainz. Erste Juristische
Staatsprüfung 2001. Master-Studium und
Erwerb des LL.M. in Edinburgh (GB) 2002.
Juristischer Vorbereitungsdienst 2002–2004, 
u.a. mit Stationen an der Deutschen Botschaft 
in London und der Deutschen Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften Speyer. Seit 2005 
wissenschaftliche Referentin am Max-Planck-
Institut für ausländisches und internationales
Strafrecht in Freiburg und Leiterin des Referats
„Vereinigtes Königreich und Republik Irland“.
2007–2009 Doktorandin der International 
Max Planck Research School for Comparative
Criminal Law (IMPRS-CC).

102470_MPI_S119_Forster:v1  01.06.2010  10:03 Uhr  Seite 1


